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M. M otta termine son exposé en constatant que le seul résultat positif de la ses­
sion de la commission d’étude pour l’Union européenne qui vient de se clore a été 
la création de la Banque agraire internationale8.

8. La conférence de Paris sur l ’écoulement des stocks de céréales de la récolte de 1930, la confé­
rence préparatoire de la IF Conférence mondiale du blé, la conférence de Londres se soldent tou­
tes trois, au printemps 1931, par un échec. Recevant le 1er juin 1931 l ’ambassadeur de France, le 
C hef du Département de l ’Economie publique note:

Der Botschafter kündigt an, dass eine Vorbereitung nicht früher möglich gewesen sei und dass 
die Komiteesitzung zur Behandlung der Getreidefrage vom 10. auf den 20. Juni verschoben wer­
den müsse. Er bittet weiter um positive Vorschläge der Schweiz für den Getreideabsatz der 
Ostländer.

Ich antworte ihm, dass die Schweiz sich in einer besondern Lage befinde, indem Präferenzzölle 
für sie nicht in Betracht kommen können; sie beziehe überhaupt einen Getreidezoll von nur 60 
Rappen. Dagegen sei sie bereit, prüfen zu lassen, ob die Schweiz auf irgendeinem ändern Weg 
dazu gelangen könne, Osteuropa Getreide abzunehmen. Jedenfalls müsste dies aber abhängig ge­
macht werden von dem Eingang industrieller Aufträge aus diesen Staaten. (Nachlass Schulthess 
J.I.6.1/1).

A fin  1931, le Conseil fédéra l constate que la Société internationale de crédit hypothécaire 
agricole n ’a pu encore être mise sur pied, le nombre de ratifications nécessaires n ’étant pas suf­

fisan t (RG, 1931, p .61).

83
E 2001 (C) 3/13

Le Chef du Département politique, G. Motta, 
au Consulat général de Suisse à Shanghaï

Copie
L YU Vertraulich Bern, 3. Juni 1931

Wir beehren uns, den Empfang Ihres Schreibens vom 7. v. M .1 anzuzeigen und 
Ihnen für Ihre wertvollen Aufschlüsse über die Gründe des Scheiterns der zwi­
schen Grossbritannien und China über die Aufhebung der Exterritorialitätsrechte 
geführten Verhandlungen zu danken. Nach Ihren Mitteilungen hat sich die briti­
sche Regierung schliesslich zu überraschend weitgehenden Konzessionen ent­
schlossen, indem sie einzig bezüglich der Zonen von Shanghai, Canton, Tientsin 
und Hankan an ihrem Standpunkte festhielt.

Es muss wohl unter diesen Umständen damit gerechnet werden, dass die Ver­
handlungen, nachdem sie bereits zu einer weitgehenden Annäherung der Stand­
punkte geführt hatten, in absehbarer Zeit wiederaufgenommen werden. Es 
scheint uns deshalb wünschenswert, schon jetzt an die Prüfung der Frage heran­
zutreten, welche Massnahmen zu treffen sein werden, falls die sich in den grossen 
Linien bereits abzeichnende Verständigung zustande kommen sollte, deren Aus­
dehnung auf die übrigen Mächte dann wohl nur noch eine Frage der Zeit sein 
dürfte. Es handelt sich dabei vor allem um die Frage, in welcher Weise sich die
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sowohl im britischen wie im chinesischen Entwurf vorgesehene Institution der 
den chinesischen Gerichten beizugebenden Rechtsberater auf die unsere Lands­
leute betreffenden Gerichtsverfahren anwenden liesse. Es wäre natürlich wün­
schenswert, dass in den Fällen, wo ein Schweizer von einem chinesischen Gericht 
Recht zu nehmen hat, ein Schweizer als Rechtsberater zugezogen würde. Wir fra­
gen uns indessen, ob die chinesische Regierung, der nach den vorliegenden Ent­
würfen die Ernennung der «legal advisors» oder «legal counsellors» zustehen 
würde, bereit wäre, einen Beamten des Generalkonsulats hiefür zu bezeichnen, 
während umgekehrt angesichts der geringen Zahl von in Frage kommenden Pro­
zessen die Bestellung eines besondern schweizerischen Rechtsberaters kaum ge­
rechtfertigt wäre, zumal sich schwerlich eine andere berufliche Tätigkeit mit die­
ser Aufgabe vereinigen Hesse. Eine endgültige Beurteilung dieser Frage wird aller­
dings erst möglich sein, wenn einmal die Stellung und Aufgabe dieser Rechtsbera­
ter feststeht. Indessen wären wir Ihnen zu Dank verpflichtet, wenn Sie schon jetzt 
diesem Problem Ihre Aufmerksamkeit schenken wollten.

Was die neuen Erlasse der chinesischen Nationalregierung vom 4. Mai 19312 
betrifft, durch welche die Ausländer, die bisher der Exterritorialitätsrechte teilhaf­
tig waren, mit Wirkung vom 1. Januar 1932 der chinesischen Gerichtsbarkeit un­
terstellt werden sollen, so handelt es sich nach unserer Auffassung abermals um 
einen einseitigen Akt, dem, soweit ihm vertragliche Verpflichtungen Chinas entge­
genstehen, keine internationale Verbindlichkeit zukommt. Erkundigungen, die wir 
durch unsere Gesandtschaften bei einigen Regierungen einziehen Hessen, ergaben, 
soweit die erbetenen Auskünfte bereits vorliegen, dass auch diese Regierungen, 
insbesondere diejenige von Frankreich, Grossbritannien und der Vereinigten 
Staaten, der gleichen Auffassung sind. Ebenso vertritt die italienische Regierung 
den Standpunkt, dass China nach den getroffenen provisorischen Abmachungen 
die Aufhebung der Exterritorialitätsrechte gegenüber den Italienern nur im Ein­
vernehmen mit ihr und erst dann vornehmen dürfe, wenn dies auch gegenüber 
den Angehörigen der übrigen privilegierten Mächte geschehe.

Da die chinesische Regierung uns die neuen Erlasse bisher nicht zur Kenntnis 
gebracht hat, besteht einstweilen kein Anlass, dazu Stellung zu nehmen. Jeden­
falls könnten wir auch jetzt nur unsern stets vertretenen Standpunkt wiederholen, 
dass die Schweizer in China Anspruch auf die Gewährung der Meistbegünstigung 
haben, sowohl hinsichtlich des Umfanges als hinsichtlich der Dauer der Exterrito­
rialitätsvorrechte. Wir verweisen diesbezüglich auf unser Schreiben vom 8. Januar 
19303.
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